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Eine ungewöhnliche Allianz aus AL und FDP will das
Leitungswasser in der Stadt Zürich billiger machen SEITE 18

Baden hat trotz wenig Platz und viel Verkehr Freiräume
geschaffen – dafür erhält die Stadt den Wakker-Preis SEITE 19

Rekurse von Sozialhilfebezügern erschwert
Das Bundesgericht weist die Beschwerde gegen eine Gesetzesänderung im Kanton Zürich ab

NachWillen des Kantonsrats
können Sozialhilfebezüger gegen
Verfügungen des Sozialamts
erst rekurrieren, wenn dieses
Leistungen kürzt. Die
Gesetzesänderung ist nun vom
Bundesgericht gestützt worden.

KATHRIN ALDER

Erhalten Sozialhilfebezüger im Kan-
ton Zürich von den BehördenAuflagen
oder Weisungen, können sie sich nicht
mehr sofort dagegen wehren. Das Bun-
desgericht hat am Dienstag in einer
öffentlichen Beratung in Luzern die Be-
schwerde gegen eine Verschärfung des
Sozialhilfegesetzes des Kantons Zürich
mit 3 zu 2 Stimmen abgewiesen.

Die umstritteneVerschärfung besteht
bereits seit einem Jahr. In Kraft getreten
ist sie aber nie, da sich sechs Organisa-
tionen aus dem Bereich soziale Arbeit
sowie drei betroffene Frauen vor dem
Bundesgericht dagegen gewehrt hatten.
Am 20.Mai 2019 erteilten die Richter
in Luzern der Beschwerde die aufschie-
bende Wirkung. Entsprechend wurde
die öffentliche Beratung vom Dienstag
mit Spannung erwartet.

Eine Frage des Rechtsschutzes

Konkret geht es um Paragraf 21 des Zür-
cher Sozialhilfegesetzes. DerArtikel be-
sagt, dass wirtschaftliche Hilfe mit Auf-
lagen undWeisungen verbunden werden
darf, die sich auf die richtige Verwen-
dung der Beiträge beziehen oder geeig-
net sind, die Lage des Hilfeempfängers
und seiner Angehörigen zu verbessern.

Neu ist der Zusatz, wonach Auf-
lagen und Weisungen nicht selbständig
anfechtbar sind. Konnten Sozialhilfe-
empfänger zuvor gegen Auflagen wie
etwa die Teilnahme an einem Arbeits-
integrationsprogramm oder die Suche
nach einer günstigeren Wohnung Ein-
sprache erheben, ist das neu erst mög-
lich, nachdem das Sozialamt – in einem
zweiten Schritt – die Leistungen gekürzt,
also Massnahmen ergriffen hat. Tätig
wird das Amt erst, wenn der betroffene
Sozialhilfebezüger die behördlicheWei-
sung oder Auflage nicht befolgt hat.

Dies sei ein Abbau von Rechts-
schutz und zwinge Sozialhilfeempfän-
ger dazu, erst renitent zu werden, bis sie
ihre Rechte wahrnehmen könnten, lau-
teten deshalb die Hauptargumente des
Gegenreferenten im höchstrichterlichen
Fünfergremium. Zu behandeln hatte
den Fall die erste sozialrechtlicheAbtei-
lung, im Rahmen einer abstrakten Nor-

menkontrolle. Das Bundesgericht prüft
dabei, ob ein entsprechender kantonaler
Erlass im Einklang mit übergeordnetem
Recht steht. Die Beschwerdeführer hat-
ten insbesondere geltend gemacht, der
Zusatz im Sozialversicherungsgesetz
verstosse gegen die in der Bundesverfas-
sung festgeschriebene Rechtsweggaran-
tie. Diese gibt jeder Person bei Rechts-

streitigkeitenAnspruch auf Beurteilung
durch eine richterliche Behörde.

Für die beiden unterlegenen Richter
war ein solcher Verstoss offensichtlich.
Sie argumentierten, dass die besagten
Auflagen oder Weisungen die Grund-
rechte der Betroffenen tangieren könn-
ten. Doch diese könnten den Rechts-
weg erst beschreiten, wenn sie sich wei-
gerten, ihreAuflagen undWeisungen zu
erfüllen. Eine solche Regelung sei eines
Rechtsstaates unwürdig.

EineMehrheit der Richter liess diese
Argumente indes nicht gelten. Bei Auf-
lagen undWeisungen handle es sich um
Zwischenentscheide, die nicht anfecht-
bar seien. Die zentrale Frage sei nun,
ob den Betroffenen deshalb ein nicht
wiedergutzumachender Nachteil drohe.
Nein, befand die Mehrheit, ein solcher

Nachteil entstehe frühestens bei einer
allfälligen Leistungskürzung. Und da-
gegen könnten sich die Betroffenen sehr
wohl vor Gericht wehren.Bei dieser Ge-
legenheit könne auch die Rechtmässig-
keit vonWeisungen undAuflagen über-
prüft werden.

Zwar sei nicht zu verkennen, dass
sich der überwiegende Teil der Sozial-
hilfeempfänger finanziell in einer
schwierigen Situation befinde, die
durch eine verzögerte Auszahlung der
Beiträge noch verschärft werde. Doch
müsse dieser Aspekt vor allem bei der
Frage berücksichtigt werden, ob eine
allfällige Beschwerde gegen Sanktio-
nen wie Leistungskürzungen aufschie-
bendeWirkung habe. Damit die Betrof-
fenen nicht zu lange im Ungewissen le-
ben müssten, sei ohnehin zu erwarten,

dass die Gerichte solche Verfahren be-
sonders schnell erledigten.

Drohe durch Weisungen oder Auf-
lagen aber tatsächlich ein irreparabler
Nachteil, müsse es weiterhin möglich
sein, sofort vor ein kantonales Gericht
gelangen zu können. Dabei handle es
sich allerdings um Spezialfälle, argumen-
tierte eine Richterin. Ihr sei jedenfalls
kein Fall bekannt, in dem das Bundes-
gericht einen solchen Nachteil im Kon-
text der Sozialhilfe bejaht hätte – und sie
habe gründlich gesucht.

Weiterzug nach Strassburg?

Die Unabhängige Fachstelle für Sozial-
hilferecht (UFS), welche die Be-
schwerde im Namen der übrigen Orga-
nisationen und der drei Frauen einge-
reicht hatte, zeigte sich in einer Mittei-
lung enttäuscht und besorgt über den
Entscheid des Bundesgerichts. Sie prüft
einen Weiterzug an den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte. Das
Recht von Sozialhilfeempfängern auf
ein faires Verfahren werde mit der nun
gutgeheissenen Regelung weitreichend
eingeschränkt, kritisierte die Fachstelle.
Aus ihrer Sicht stelle dies einen massi-
ven Grundrechtseingriff dar. Sie und die
übrigen Beschwerdeführerinnen seien
überzeugt, dass eine sichere und ge-
sunde Gesellschaft nur mit einer Sozial-
hilfegesetzgebung zu gewährleisten sei,
die diesen Namen verdiene.

Der Zürcher Kantonsrat hatte die
neue Regelung im November 2018 re-
lativ deutlich beschlossen – mit 108 zu
61 Stimmen. Widerstand kam damals
vor allem aus linken Kreisen, wäh-
rend für die Befürworter insbesondere
ein schlankeres Verfahren im Zentrum
stand. Man wolle Leerläufe in der Ver-
waltung verhindern, hiess es damals bei
den Initianten aus der SVP,der FDP und
der GLP.DieAL,die SP und die Grünen
sprachen indes von der Schaffung eines
«Sonder-Unrechts». Die neue Regelung
im Sozialhilfegesetz widerspreche über-
geordnetem Recht, kritisierten sie. Die-
sesArgument hat das Bundesgericht mit
seinem Entscheid vom Dienstag aller-
dings deutlich entkräftet.

Urteil 8C_152/2019 des Bundesgerichts vom
14. 01. 2020.

Der Umgang mit dem Sozialamt kann beschwerlich sein. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Die Beschwerdeführer
hatten geltend gemacht,
die Regelung verstosse
gegen die in der
Bundesverfassung
festgeschriebene
Rechtsweggarantie.

OBERGERICHT

Der Versuch, Gefängnis-Aufseher zu bestechen, ist kein «Spass»
Ein Häftling im Flughafengefängnis bat mehrere Mitarbeiter, ihm ein Mobiltelefon zu beschaffen – seine Erklärung überzeugt die Richter nicht

TOM FELBER

Ein 28-jähriger Schweizer Kaufmann,
der im Flughafengefängnis als Häftling
einsass, soll im September 2017 mehr-
fach versucht haben, zwei Gefängnis-
mitarbeiter zu bestechen. Er fragte sie,
ob sie ihm ein Mobiltelefon und Mari-
huana beschaffen könnten. Das Be-
zirksgericht Dielsdorf verurteilte den
Häftling im November 2018 wegen
mehrfachen Bestechens zu einer un-
bedingten Geldstrafe von 135 Tages-
sätzen à 10 Franken. Gegen das Urteil
gingen sowohl der Beschuldigte als
auch der Staatsanwalt in Berufung.
Der Staatsanwalt wollte eine Freiheits-
strafe von sechs Monaten, der Beschul-
digte einen Freispruch. Wie in solchen
Fällen üblich, wurde das Verfahren am
Obergericht ohneVerhandlung schrift-
lich durchgeführt.

LautAnklage soll der Häftling einen
Mitarbeiter des Arbeitsbetriebs mehr-
fach direkt darauf angesprochen haben,

was es kosten würde, einTelefon zu orga-
nisieren. Er habe ihm konkret 750 Fran-
ken dafür angeboten und gesagt, dass
seiner Erfahrung nach 750 Franken der
Richtpreis sei. Er habe dem Aufseher
auch Geld für Marihuana offeriert.Die-
ser habe ihn aufgefordert, aufzuhören,
und erklärt, dass er so etwas nie machen
würde.Trotzdem habe der Beschuldigte
immer weitergemacht.

Der Häftling habe zudem bei einem
Vorstellungsgespräch mit einem Team-
leiter des Flughafengefängnis-Straf-
vollzugs erklärt, es sei in der Pöschwies
gang und gäbe, dass mit Mobiltelefonen
telefoniert würde. Diese Handys wür-
den von Mitarbeitern ins Gefängnis ge-
bracht. Der Häftling soll diesem Team-
leiter sogar 1000 bis 1200 Franken an-
geboten haben.

Beim Beschuldigten handelt es sich
um einen mehrfach vorbestraften Delin-
quenten. Im Oktober 2013 wurde er
wegen Raubes, Angriffs, qualifizierter
einfacher Körperverletzung, versuchter

schwerer Körperverletzung, Raufhan-
dels sowie versuchten Raubes zu einer
Freiheitsstrafe von 5 Jahren verurteilt.
Eine zunächst angeordnete ambulante
Massnahme wurde im Mai 2017 in eine
stationäre umgewandelt. Der Beschul-
digte anerkannte in der Untersuchung
die betreffendenGespräche mit den Ge-
fängnismitarbeitern voll und ganz. Er
bestritt aber, dass er die Vollzugsbeam-
ten tatsächlich habe bestechen wollen.
Bei seiner Anfrage habe es sich ledig-
lich um «Spass» gehandelt.

Das Obergericht kommt in sei-
nem schriftlichen Urteil zum Schluss,
dass der objektive Tatbestand erstellt
ist. Es sei unbestritten, dass die Anfra-
gen und Gespräche stattgefunden hät-
ten. Die Argumentation der Verteidi-
gung, wonach der Beschuldigte nie ein
konkretes Geldangebot für die Beschaf-
fung des Mobiltelefons genannt habe,
werde durch die glaubhaften Aussa-
gen des Aufsehers widerlegt. Die Ange-
bote seien genügend konkret gewesen.

DerVorwurf betreffendMarihuana hin-
gegen liess sich nicht erstellen.

In seinen Erwägungen schreibt das
Obergericht, dass die Aufseher die An-
fragen des Beschuldigten zuerst zwar
tatsächlich noch als Witz verstanden
hatten.Nachdem der Beschuldigte aber
hartnäckig weitergefragt und sein An-
gebot wiederholt geäussert habe, hät-
ten sie die Aussagen ernst genommen.
Der Beschuldigte habe nicht nur die
gleiche Person mehrmals hartnäckig an-
gefragt, sondern es bei verschiedenen
Mitarbeitern aus den unterschiedlichs-
ten Bereichen und Hierarchiestufen
versucht, was laut Obergericht, «klar
für ein systematisches Vorgehen und
gegen nur spassiges Gerede spricht».
Wäre es dem Beschuldigten wirklich
nur um Spass gegangen, hätte er es
nach einem Mal «Spass machen» auf
sich beruhen lassen können.

Bei beiden Vollzugsbeamten handle
es sich zudem um langjährige Gefäng-
nismitarbeiter, die aufgrund ihrer Be-

rufserfahrungen beide durchaus in der
Lage seien, solcheÄusserungen adäquat
einzuordnen.Deshalb kommt das Ober-
gericht zum Schluss, dass es sich nicht
nur um scherzhaftes Gerede gehandelt
hat. Bei der Strafzumessung qualifiziert
es aber sowohl die objektive als auch
die subjektive Tatschwere als leicht. Es
sei nicht um die Beschaffung von illega-
len Waren, sondern um ein grundsätz-
lich legales, aber für Gefängnisinsassen
verbotenes Mobiltelefon gegangen. Mit
seinemVorgehen habe der Beschuldigte
niemanden schädigen, sondern nur sich
selber einen Vorteil verschaffen wollen.

Das Obergericht bestätigte die Strafe
der Vorinstanz. Die Geldstrafe sei zu
vollziehen.Angesichts der bereits mehr-
fachen, teilweise einschlägigen Vorstra-
fen des Beschuldigten könne nicht mehr
vomVorliegen besonders günstiger Um-
stände ausgegangen werden.

Urteil SB190 057 vom 11. 11. 2019, rechts-
kräftig.


